
FÜR ALLE, DIE SICH NOCH EIGENE GEDANKEN MACHEN. 

In der öffentlichen Debatte dominie-
ren oft Berichte über Leistungsbetrug 
und „Sozialschmarotzer“. Tatsächlich 
ist die Zahl der Menschen, die auf zu-
stehende Leistungen verzichten, um 
ein Vielfaches höher. Dennoch fristet 
das Thema bisher ein Schattendasein. 
Bereits jetzt beantragt rund ein Drit-
tel der eigentlich berechtigten Haus-
halte in der Grundsicherung (Bürger-
geld) keine Leistungen. Bei einzelnen 
Hilfen bleibt sogar die Mehrheit unge-
nutzt. Hier zeigt sich ein Paradox des 
Sozialstaats: Formale Rechte sind vor-
handen, werden aber von vielen nicht 
in Anspruch genommen.

Was sagen die Fakten?

Studien [1] zeigen durchgängig erheb-
liche Nichtinanspruchnahmequoten 
quer über verschiedene Leistungen, 
insbesondere bei bedürftigkeitsgeprüf-
ten Hilfen. Nahezu jede Studie zeigt, 
dass ein erheblicher Teil der Anspruchs-
berechtigten keine Leistungen bezieht. 
Beim Bürgergeld (ehemals Arbeits-
losengeld II) lag die Dunkelziffer der 
Nichtbezieher aktuellen Schätzungen 
zufolge bei über einem Drittel. In der 
Grundsicherung im Alter nehmen 
rund 60 Prozent der Berechtigten die 
Leistung nicht wahr [2].

Noch dramatischer ist es bei einigen 
ergänzenden Familienleistungen: 
Vom Kinderzuschlag (KIZ) etwa wer-
den nach aktuellen Daten nur 12–36 
Prozent der möglichen Fälle tatsäch-
lich ausgeschöpft; 64–88 Prozent der 
anspruchsberechtigten Familien rufen 
diese Leistung nicht ab. Beim Wohn-
geld variierten die Schätzungen je 
nach Methode und Jahr zwischen grob 
50 Prozent und 80 Prozent Nichtinan-
spruchnahme – die Bandbreite zeigt 
Unsicherheiten, doch selbst die vor-
sichtigsten Annahmen lassen auf ei-
nen erheblichen Anteil unversorgter 
Haushalte schließen. Zum Vergleich: 
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In Deutschland beziehen Millionen Menschen trotz bestehender Ansprüche keine Sozialleistungen 
– ein verstecktes Phänomen mit weitreichenden Folgen. Viele dieser Fälle bleiben unsichtbar, da die 
Betroffenen aus verschiedenen Gründen auf zustehende Hilfe verzichten. Dieses Problem der 
Nichtinanspruchnahme (oder der „verdeckten Armut“) ist weit verbreitet – deutlich weiter als etwa 
bekannt gewordene Missbrauchsfälle von Sozialleistungen. � VON DETLEF KOCH.
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stimmte Boulevard-Medien betriebene 
Stigmatisierung der finanziellen Hilfe 
für arme Menschen: Schamgefühle 
oder die Angst, als „Bittsteller“ dazu-
stehen, halten Menschen davon ab, Un-
terstützung zu beantragen.

Zyniker argumentieren gerne, wer auf 
eine angebotene Leistung verzichtet, 
braucht sie offenbar nicht wirklich oder 
tut es aus freien Stücken. Nichts könnte 
weiter von der Wahrheit entfernt sein. 
Untersuchungen zeigen, dass Verzicht 
meist unfreiwillig ist – bedingt durch 
Unkenntnis, Scham oder objektive Hür-
den und nicht durch mangelnden Be-
darf. In einer Befragung [3] gaben über 
50 Prozent der Teilnehmer an, im Falle 
eigener Bedürftigkeit aus Angst vor 
Stigmatisierung eher auf Sozialleistun-
gen verzichten zu wollen; sogar ein Drit-
tel meinte, andere sollten lieber eben-
falls keinen Antrag stellen. Ein solcher 
Wertekontext (verschämte Armut) un-
tergräbt das Solidarprinzip des Sozial-
staats und verstetigt Armut.

Auch systemische Faktoren spielen 
hinein: Wer keinen festen Wohnsitz 
oder keine lückenlosen Nachweise 
hat, kann trotz Not durchs Raster fal-
len. In der Fachdebatte wird entspre-
chend zwischen primärer Nicht-Inan-
spruchnahme (Berechtigte stellen gar 
keinen Antrag) und sekundärer Nicht-
Inanspruchnahme (Antrag gestellt, aber 
Leistung nicht bewilligt oder nicht voll 
ausgeschöpft) unterschieden.

Wie sich das konkret auswirken kann, 
illustriert der folgende „Fall“ – „Frau M.“ 
ist eine fiktive Person, die hier ge-
schilderten Lebensumstände und Ge-
schehnisse haben aber einen sehr re-
alen Hintergrund:

Frau M. ist 72 Jahre alt. Sie lebt 
allein in einer kleinen Mietwoh-
nung in einem Mehrfamilien-
haus, irgendwo zwischen Durch-
gangsstraße und Hinterhof. Die 
Wohnung ist sauber, ordentlich, 
still – zu still.

Ihre monatliche Rente beträgt 
rund 800 Euro. Es ist das Ergebnis 

eines langen Arbeitslebens – unter-
brochen von Familienarbeit, Teil-
zeit, niedrigen Löhnen. Rein recht-
lich hätte Frau M. Anspruch auf 
Grundsicherung im Alter. Ihr Ein-
kommen liegt deutlich unter dem 
sozialrechtlich definierten Exis-
tenzminimum.

Doch Frau M. stellt keinen Antrag. 
Nicht, weil sie nichts davon weiß. 
Sondern weil sie sich schämt. „Ich 
will niemandem zur Last fallen“, 
sagt sie. „Ich habe doch mein 
Leben lang gearbeitet.“ Der 
Gedanke, staatliche Hilfe zu bean-
tragen, fühlt sich für sie nicht 
nach einem Recht an, sondern 
nach einem persönlichen Versa-
gen. Als würde sie eingestehen, 
dass ihr Leben am Ende „nicht 
gereicht“ hat.

Hinzu kommt die Angst. Angst vor 
dem Amt. Angst vor Formularen, 
vor Nachfragen, vor Briefen, die sie 
nicht versteht. Vor allem aber die 
Angst, dass das Sozialamt ihre 
erwachsenen Kinder kontaktieren 
könnte – Kinder, die selbst kaum 
über die Runden kommen. Frau M. 
fürchtet, ihnen zur Last zu fallen, 
ihre Beziehungen zu belasten, 
Schuldgefühle auszulösen. Sie hat 
gehört, dass Ämter Unterhalt prü-
fen. Ob das in ihrem Fall zuträfe, 
weiß sie nicht genau. Aber allein 
die Vorstellung reicht.

Und dann ist da noch die Woh-
nung. Seit Jahrzehnten lebt sie hier. 
Sie kennt jede Macke im Türrah-
men, jede kalte Ecke im Winter. In 
ihrer Vorstellung ist das Sozialamt 
eine Macht, die über ihr Leben ent-
scheidet – und vielleicht auch dar-
über, ob sie bleiben darf. Ob diese 
Angst begründet ist, spielt kaum 
eine Rolle. Sie ist real.

Also spart Frau M. – nicht an Luxus, 
sondern am Notwendigen. Sie 
dreht die Heizung kaum auf. Sie 
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Universelle Leistungen ohne Be-
dürftigkeitsprüfung (etwa das Kin-
dergeld) weisen nahezu 100 Prozent 
Inanspruchnahme auf. Das Problem 
konzentriert sich also auf die Hilfen, 
bei denen ein Antrag und Bedarfs-
nachweis erforderlich sind.

Zur Erklärung:  
Definition und Methodik

Nichtinanspruchnahme („Non-Take-
up“) bezeichnet den Anteil der formal 
Leistungsberechtigten, die eine Sozial-
leistung nicht beziehen, obwohl ein An-
spruch bestünde. Umgangssprachlich 
wird dies auch als verdeckte Armut be-
zeichnet, da die Betroffenen unter dem 
Existenzminimum leben, ohne in der 
Sozialstatistik aufzutauchen.

Die Ermittlung dieser Quoten erfolgt 
meist durch Mikrosimulationen auf Ba-
sis von Haushaltssurveys, da amtliche 
Statistiken nur die Leistungsempfän-
ger erfassen, nicht aber die Nichtbe-
zieher. Abhängig von Daten und An-
nahmen ergeben sich Bandbreiten: 
So wurde die Nichtinanspruchnahme 
beim Wohngeld für 2013 je nach Da-
tengrundlage auf 63 Prozent bis 87 
Prozent geschätzt. Unterschiedliche 
Annahmen etwa zu Wohnkosten oder 
Mehrbedarfen können die Quote spür-
bar beeinflussen.

Experten weisen jedoch darauf hin, 
dass selbst konservative Schätzun-
gen die reale Nichtinanspruchnahme 
eher unterschätzen. Klar ist: Obwohl 
die exakte Höhe im Einzelfall variiert, 
bestätigt jede Studie, dass ein erheb-
licher Teil der Berechtigten keine Leis-
tung erhält.

Warum verzichten Berechtigte?

Die Gründe für die Nicht-Inanspruch-
nahme liegen in einem Mix aus indivi-
duellen Barrieren und systembeding-
ten Hürden. Viele Leistungsberechtigte 
wissen schlicht nicht, dass ihnen Hilfe 
zusteht, oder unterschätzen ihren An-
spruch. Andere schrecken vor dem An-
tragsaufwand zurück: komplexe For-
mulare, lange Behördengänge und 
die Offenlegung privater Lebensver-
hältnisse wirken abschreckend. Hinzu 
kommt eine, besonders durch be-
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kauft Lebensmittel kurz vor Laden-
schluss, wenn sie reduziert sind. 
Fleisch gibt es selten. Frisches Obst 
manchmal gar nicht. Arztbesuche 
schiebt sie hinaus, Medikamente 
teilt sie ein. „So schlimm ist es 
schon nicht“, sagt sie dann.

Ihre Armut ist unsichtbar. In keiner 
Statistik taucht sie auf. Sie gilt 
nicht als leistungsbeziehend, nicht 
als hilfsbedürftig. Nach außen 
wirkt sie unauffällig, angepasst, 
„ordentlich“. Genau so, wie das 
System es belohnt.

Was hier sichtbar wird, ist kein 
individueller Ausnahmefall, son-
dern ein strukturelles Versagen. Ein 
Sozialstaat, der Rechte gewährt, sie 
aber so organisiert, dass ausge-
rechnet die Schwächsten sie nicht 
in Anspruch nehmen. Ein System, 
das auf Antragspflichten, Abschre-
ckung, Angst vor Kontrolle und 
moralische Stigmatisierung setzt 
– und sich dann wundert, wenn 
Hilfe nicht ankommt.

Unsere Frau M. ist eine fiktive 
Person, aber ihre Situation ist 
alltägliche Realität für hundert-
tausende ältere Menschen in 
Deutschland. Und sie wirft eine 
unbequeme Frage auf:

Was ist ein Sozialstaat wert, wenn 
Menschen lieber frieren und hun-
gern, als den Sozialstaat in Anspruch 
zu nehmen?

Wem nützt es?

Kurzfristig scheint der Staat finanziell 
davon zu profitieren, wenn Leistungen 
nicht abgerufen werden – doch diese 
Einsparungen gehen mit versteckten 
Kosten und Risiken einher. Tatsächlich 
entlastet jede nicht ausgezahlte Sozi-
alleistung zunächst den Haushalt der 

öffentlichen Hand: Es fließen weniger 
Transferzahlungen. Im Jahr 2023 etwa 
wurden – bedingt durch die geringe In-
anspruchnahme – nur etwa 800.000 Kin-
der über den Kinderzuschlag erreicht, 
was rund 35 Prozent der anspruchs-
berechtigten Familien entspricht. Der 
Staat sparte so Hunderte Millionen Euro 
an Ausgaben. Auch bei der Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende (Bürgergeld) 
verzichtete etwa ein Drittel der Berech-
tigten auf die Leistung – rechnerisch 
blieben dadurch Milliardenbeträge in 
der Kasse. Und wenn 60 Prozent der an-
spruchsberechtigten Seniorinnen und 
Senioren keine Grundsicherung im Alter 
abrufen, spart der Staat jährlich rund 2 
Mrd. Euro.

Diese Nicht-Inanspruchnahme sei doch 
positiv, da sie den Steuerzahler ent-
laste, argumentieren neoliberal ver-
bildete Menschen gerne. Aber ihnen 
sei gesagt: Diese „Ersparnis“ ist trüge-
risch. Kurzfristig mag der Verzicht der 
Berechtigten den Sozialetat schonen, 
doch langfristig kommen Folgekosten 
auf uns alle zu. Verdeckte Armut führt 
nämlich zu höheren Belastungen an an-
derer Stelle: Ungelinderte Not kann ge-
sundheitliche Probleme verschärfen, 
Bildungschancen von Kindern verrin-
gern und die Betroffenen in anhal-
tender Armut halten. All das erzeugt 
später Mehrkosten, etwa im Gesund-
heitswesen, im Bildungssystem oder 
durch spätere Arbeitslosigkeit. Über die 
Jahre summieren sich diese indirekten 
Kosten auf ein Vielfaches der kurzfristig 
„eingesparten“ Beträge. Anders ausge-
drückt: Was der Staat heute an Trans-
fers nicht zahlt, zahlt er morgen oft mit 
Zinsen – etwa für Notfälle, Reparaturen 
und Folgemaßnahmen.

Hinzu kommt ein gesamtwirtschaftli-
cher Effekt, der in der politischen De-
batte meist ausgeblendet wird: In ei-
ner nachfragegetriebenen Wirtschaft 
wie der unseren sind einkommens-
arme Haushalte nicht nur Leistungs-
empfänger, sondern auch zentrale 
Konsumenten. Transfers an Arme flie-
ßen mit hoher Wahrscheinlichkeit un-
mittelbar in den Wirtschaftskreislauf 
zurück – für Miete, Lebensmittel, Ener-
gie, Mobilität und lokale Dienstleistun-
gen. Ökonomisch gesprochen ist ihre 
marginale Konsumneigung besonders 

hoch. Bleiben diese Mittel aus, fehlt 
Nachfrage genau dort, wo sie konjunk-
turell am wirksamsten wäre. Während 
zusätzliche Einkommen bei sehr Ver-
mögenden häufig gespart oder in Fi-
nanz- und Kapitalmärkte verschoben 
werden, stabilisieren Sozialtransfers 
an einkommensarme Haushalte real-
wirtschaftliche Nachfrage. Nichtabge-
rufene Sozialleistungen sind deshalb 
nicht nur ein sozialpolitisches, son-
dern auch ein makroökonomisches 
Problem: Sie entziehen der Binnen-
wirtschaft Kaufkraft und verstärken 
Abschwungstendenzen, statt ihnen 
entgegenzuwirken.

Folgen für Gesellschaft und 
Demokratie

Wenn Sozialleistungen ihr Ziel ver-
fehlen, verliert die Gesellschaft auf 
lange Sicht doppelt – wirtschaftlich 
durch ungenutztes Potenzial und poli-
tisch durch schwindendes Vertrauen. 
Die Armutsbekämpfung leidet, weil 
staatliche Hilfen ihre steuernde Wir-
kung verfehlen: Offizielle Statistiken 
unterschätzen das tatsächliche Aus-
maß der Bedürftigkeit, da Nichtbe-
zieher gar nicht erfasst werden. Da-
durch kann eine sinkende Zahl von 
Leistungsbeziehern trügerisch als so-
zialpolitischer Erfolg erscheinen, ob-
wohl in Wirklichkeit nur die Dunkelzif-
fer gewachsen ist.

Gesamtgesellschaftlich geht wertvolles 
Potenzial verloren: Menschen, die mit 
etwas Unterstützung ein produktiveres, 
gesünderes Leben führen könnten, blei-
ben in der Armutsfalle und können ihre 
Fähigkeiten nicht einbringen. Vor allem 
bei Kindern bedeutet verdeckte Armut 
verlorene Chancen – für die Individuen 
und für die Gesellschaft, die später die 
Folgen tragen muss. Sozialökonomisch 
verliert der Staat langfristig Steuerein-
nahmen und Sozialbeiträge, wenn viele 
Bürger wegen fehlender Unterstützung 
in niedrig entlohnten Prekärjobs oder 
in Arbeitslosigkeit verbleiben.
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Und schließlich sind da die demokra-
tiepolitischen Implikationen: Verdeckte 
Armut untergräbt das Grundvertrauen 
in den Sozialstaat. Bürger, die erleben, 
dass ihnen zustehende Hilfe faktisch 
nicht ankommt, verlieren an Vertrauen 
in die Institutionen. Rechtspopulisti-
sche Narrative, wie etwa „Die Migran-
ten sind schuld!“, finden in so einem 
Klima immer mehr Zulauf. Auch das so-
ziale Zusammenleben leidet, wenn Teile 
der Bevölkerung dauerhaft abgehängt 
bleiben. Der vielbeschworene gesell-
schaftliche Zusammenhalt wird unter-
graben und politische Teilhabechancen 
sind ungleich verteilt. Die Nichtinan-
spruchnahme ist somit weder aus fis-
kalischer noch aus gesellschaftlicher 
Sicht trivial – im Gegenteil, sie kommt 
uns alle teuer zu stehen.

Fazit

Ein Sozialstaat, in dem Rechte nur auf 
dem Papier stehen, verliert an Glaub-
würdigkeit. Verdeckte Armut bedeutet, 
dass der Anspruch auf Hilfe zwar for-
mal existiert, praktisch aber ins Leere 
läuft – eine demokratiepolitisch bri-
sante Schieflage. Wenn erhebliche Teile 
der Bevölkerung ihr soziales Recht auf 
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Sicherung des Existenzminimums nicht 
realisieren können, wird das Verspre-
chen gleicher Bürgerrechte ausgehöhlt. 
Es besteht die Gefahr, dass Betroffene 
das Vertrauen in die Fairness und Leis-
tungsfähigkeit staatlicher Institutionen 
immer mehr verlieren.

Mit dem Regierungswechsel ist die zuvor 
geplante Kindergrundsicherung in ihrer 
ursprünglichen Form nicht weiterver-
folgt worden. Statt eines Systemwech-
sels hin zu gebündelten und automa-
tisch ausgezahlten Leistungen setzt die 
Bundesregierung bislang auf punktuelle 
Vereinfachungen bestehender Instru-
mente, insbesondere beim Kindergeld. 
Ob diese Schritte ausreichen, um die ho-
hen Hürden der Nichtinanspruchnahme 
wirksam zu senken, ist offen.

Unabhängig von der konkreten Re-
formarchitektur bleibt der Handlungs-
auftrag bestehen: die Lücke zwischen 
formalem Rechtsanspruch und sozialer 
Realität zu schließen. An dieser Frage 
entscheidet sich nicht zuletzt die Glaub-
würdigkeit des Sozialstaats – denn ein 
Versprechen, das viele seiner Adressa-
ten nicht erreicht, bleibt politisch fol-
genreich. Das darf niemand wollen.
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